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Die Vorsitzende Küster (CDU) eröffnet die Sitzung und stellt fest, dass frist- und formge-
recht eingeladen wurde. Änderungswünsche zu der Tagesordnung bestehen nicht.  
 
Vor Einstieg in die Tagesordnung wird Herr Vollmann vom Stadtjugendring als neues Mit-
glied des Jugendhilfeausschusses verpflichtet. Frau Küster bittet die Ausschussmitglieder, 
sich von den Plätzen zu erheben und liest Herrn Vollmann die Verpflichtungsformel vor, 
woraufhin dieser sich verpflichtet. 
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1. Niederschrift über die Sitzung des Jugendhilfeausschusses vom 05.05.11  

 
Die Niederschrift vom 05.05.2011 wird ohne Korrekturen genehmigt. 

 
Sachkundiger Bürger R. Schmitz (fw/bvb) fragt, ob es möglich wäre, dass den 
sachkundigen Bürgern die Niederschrift früher zukomme als erst mit der Einladung 
zur Sitzung.  
Vorsitzende Küster (CDU) bietet an, dass sachkundige Bürger, wenn sie die 
Niederschrift vor der Einladung wünschten, in der Verwaltung anrufen könnten, 
dass man sie ihnen per Mail schicke.  
Aus der Verwaltung kommt der Hinweis, dass die Niederschrift aber auch, sobald 
sie fertig gestellt ist, im Internet nachzulesen ist. 
 

 
2.  Erziehungsberatungsstelle Brühl/Wesseling 

hier:Vorlage des Jahresberichts 2010 
- Vorlagen-Nr. 26/03 k 

 
Herr Krüger (Erziehungsberatungsstelle Brühl/Wesseling/EB) verweist auf den die 
Rahmendaten, Aufgabenstellungen und die Statistik ausführlich enthaltenden 
schriftlich vorliegenden Jahresbericht 2010. Hier hebt er besonders das letzte Kapi-
tel hervor, das die Vernetzung mit den kooperierenden Institutionen wie Schulen, 
Kindergärten und den beiden Jugendämtern aufzeigt. Die Zusammenarbeit der 
Erziehungsberatungsstelle mit diesen Institutionen erleichtert lt. Herrn Krüger  den 
Zugang für Eltern, Kinder und Jugendliche zur Beratungsstelle. Das sei deswegen 
wichtig, da es sich bei der Familien- und Erziehungsberatung um ein präventiv 
ausgerichtetes Angebot handele, das einen leichten Zugang für Ratsuchende 
notwendig mache und auf ein frühzeitiges Angehen von Problemen vor deren 
Verfestigung abziele. Erziehungsberatung ist lt. Herrn Krüger die einzige Hilfe zur 
Erziehung, die ohne formelle Gewährung einer Behörde erfolgt. Dadurch, dass nicht 
erst ein Antrag gestellt werden müsse, bevor man Beratung in Anspruch nehmen 
kann, falle die Kontaktaufnahme leichter. Auch durch den Einsatz der mobilen 
Erziehungsberatung, also der Präsenz in den Familienzentren und anderen 
Einrichtungen und hier das Angebot einer offenen Sprechstunde oder eines 
Elterncafés fänden Ratsuchende erfahrungsgemäß noch leichter Zugang zur 
Beratung.  
Die in der Gartenstraße in Brühl eingerichtete Zweigstelle für die Brühler Bürger, die 
z.B. aus verkehrstechnischen Gründen Probleme hätten, die Beratungsstelle in 
Wesseling aufzusuchen, hat sich lt. Herr Krüger bewährt.  
 
Vorsitzende Küster (CDU) bedankt sich bei Herrn Krüger für die kurze Fassung 
seines Berichts und bittet um evtl. Fragen. 
 
Frau Kühn-Mengel (AWO) fragt nach den Zuwegen der Ratsuchenden zur Erzieh-
ungsberatung, ob es sich um eigene Initiative handele und wenn nicht, wer die 
Hauptüberweisenden sind. 
Herr Krüger führt aus, dass die Ratsuchenden in den meisten Fällen von selbst 
kommen. Häufig seien sie aber im Vorfeld durch Kinderärzte, Ergotherapeuten, von 
Schulen, Kindergärten und Jugendämtern auf ein bestehendes Problem 
hingewiesen und auf die Erziehungsberatung als Unterstützungsmöglichkeit 
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aufmerksam gemacht worden. Der selbstaktivierende Schritt des Ratsuchenden ist 
ein elementarer Bestandteil in Beratung und Therapie. 
 
Ratsherr Weitz (SPD) fragt nach, wie die Zahl der fast 31 % der Fälle, die unter 
Punkt 15 „Beendigung der Beratung“ zu verstehen sei und wo die Ursachen für die 
Beendigung der Beratung ohne Ergebnis, wie er die Zahl verstehe, zu suchen 
seien.  
Bzgl. des Punktes „Soziale Problemlagen“ auf Seite 18 des Berichtes und der Zah-
lenangabe von 37,1% der Beratungsfälle, in denen soziale Probleme in Schulen 
und Kindertageseinrichtungen vorlagen, möchte Herr Weitz wissen, was damit kon-
kret gemeint ist.  
Herr Krüger erläutert die Zahl von ca. 31% auf Seite 15 seines Berichts da-
hingehend, dass hier zwei Merkmalsgruppen zusammengefasst wurden: die eine 
seien die Beratungen, die in der betroffenen Familie etwas ausgelöst hätten und wo 
man durchaus offen lassen kann, ob man die Beratung weiterführt und die anderen 
seien die, die sinnvoller Weise einer Weiterführung bedurft hätten, wo es aber zu 
keinem weiteren Kontakt gekommen sei. 
Auf Herrn Weitz´ Frage die sozialen Problemlagen betreffend erklärt Herr Krüger, 
dass sich diese Statistik nicht nur auf die Beratungsanlässe bezieht, sondern auf 
alle Dinge, die innerhalb der Beratung bekannt werden und die in der Zusammenar- 
beit mit z.B. den Kindergärten offensichtlich würden. 
 
Ratsherr Wehr (FDP) bittet um Beispiele für die auf der letzten Seite des Jahresbe-
richts bezeichnete präventive Arbeit. 
Herr Krüger führt aus, dass hier vor allem die Präsenz der Erziehungsberatung in 
Kindertageseinrichtungen und Familienzentren z.B. in Form von Durchführung von 
Informationsveranstaltungen zu generellen Themen gemeint ist. 
 
Ratsherr Weitz (SPD) fragt die Verwaltung, ob man in Anbetracht des von Herrn 
Krüger genannten steigenden Beratungsbedarfs und der ebenso steigenden Bera-
tungsintensität und des Zeitmangels für präventive Arbeit schon einmal über eine 
Personalaufstockung um eine Stelle nachgedacht habe oder aktuell darüber schon 
im Gespräch sei. 
Herr Krüger erläutert, dass man trotz steigender Zahlen und trotzdem, dass man  
sich auf sehr hohem Niveau bewege und gerne mehr präventiv tätig wäre, mit den 
vorhandenen fünf Personen durchaus die notwendige Hilfe leisten könne. Zudem 
befinde sich Wesseling im Nothaushaltsrecht, was die Möglichkeiten nicht nur in 
dieser Richtung einschränke. 
 
Vorsitzende Küster (CDU) bedankt sich bei Herrn Krüger für den Bericht und die 
geleistete Arbeit. 
 
Beschluss: 
 
Der Jugendhilfeausschuss nimmt den Bericht des Bürgermeisters zur Kenntnis. 
Bevor Vorsitzende Küster (CDU) in der Tagesordnung weitergeht, stellt sie die 
neue Schriftführerin des Jugendhilfeausschusses, Frau Bäckmann, vor.  
 
 

3. Kinder- und Jugendkriminalität 
 hier: Projekt „Kurve kriegen“ 
 - Vorlagen-Nr. 21/07 a 
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Frau Römers (Polizei) stellt sich als Leiterin der Kriminalinspektion zwei der Kreis-
polizeibehörde im Rhein-Erft-Kreis vor. Zu ihrer Inspektion gehören die Regional-
kommissariate. Daher lag es lt. Frau Römers nahe, dass sie die Verantwortung für 
das Projekt „Kurve kriegen“ übernommen habe, das sie nun kurz vorstellt. „Kurve 
kriegen“, so Frau Römers, ist eine Initiative des Ministeriums für Inneres und 
Kommunales (MIK) und richtet sich an Kinder und Jugendliche im Alter von 8 bis 15 
Jahren, die wegen kriminellen Verhaltens in Erscheinung getreten sind. Sie müssen 
mindestens eine Gewalttat oder drei schwere Eigentumsdelikte in einem Zeitraum 
von einem Jahr begangen haben, um im Rahmen dieser Initiative in Frage zu 
kommen. Das Ministerium verfolge einen kriminalpräventiven Ansatz und habe 
deshalb die Verantwortung für diese Initiative der Kriminalpolizei bzw. Polizei 
übertragen und sich seinerzeit acht  Pilotbehörden ausgesucht, in denen „Kurve 
kriegen“ zunächst zwei Jahre erprobt werden soll. Es wurden sechs Polizeipräsi-
dien und zwei Kreispolizeibehörden, darunter der Landrat des Rhein-Erft-Kreises, 
ausgewählt. Im Gegensatz zu den Polizeipräsidien kommuniziere man nicht nur mit 
einem oder zwei Jugendämtern, sondern mit zehn.  Die gute Vernetzung und 
Zusammenarbeit der Jugendämter miteinander, mit den Hilfeorganisationen und 
auch den freien Trägern und auch mit der Polizei vereinfacht dieses Anliegen, so 
Frau Römers. Man habe deshalb mit der Kooperationsvereinbarung begonnen, die 
man Ende Mai zunächst von den Bürgermeisterinnen und Bürgermeistern und dem 
Landrat als Leiter der Kreispolizeibehörde, hat unterschreiben lassen. Frau Römers 
weist auf den letzten Absatz der Kooperationsvereinbarung hin, in dem festgelegt 
ist, dass die Jugendamtsleitungen oder die Direktionsleitung der 
Kreispolizeibehörde sich Ausführungsbestimmungen geben wollen, die inzwischen 
auch beschrieben seien. Man möchte ja nicht nur die allgemeinen Rahmendaten 
umsetzen, die das Ministerium mit der Initiative vorgegeben hat, sondern eine prak-
tische Arbeitsbasis beschreiben. Die Initiative sieht vor, dass die Polizei anhand der 
Vorgänge, die sie bearbeitet, versucht, eine Gruppe von geeigneten Kindern und 
Jugendlichen herauszufiltern, die für das Projekt in Betracht kommen. Man 
versuche dann, über diese Kinder und deren Familien nähere Daten zu bekommen 
und tausche sich mit den Jugendämtern aus. Man wolle ergänzend zum Jugendamt 
tätig werden, sich um schwierige Fälle intensiver kümmern, als es die Jugendämter 
zur Zeit möglicherweise können, nicht deren Arbeit ersetzen. Da die Polizei keine 
pädagogischen Fachkräfte besitze, wurde vom Ministerium eine zentrale 
Ausschreibung für eine Fachkraft, die in dem Projekt koordinierend tätig sein soll, 
veranlasst und an freie Träger gerichtet. Diese Fachkraft hat lt. Frau Römers 
sowohl bei ihrem Arbeitgeber als auch bei der Polizei im Bereich 
Kriminalprävention/Opferschutz einen Arbeitsplatz. Hier sei eine Kollegin abgestellt 
worden, die als Koordinatorin die Fallsachbearbeitung begleiten soll. Bis die 
Fachkraft Mitte Oktober mit der Arbeit beginnen kann, habe man eine Anzahl von 
Fällen zusammengestellt, die in das Projekt aufgenommen werden sollen. 
 
Vorsitzende Küster (CDU) bedankt sich bei Frau Römers für den Bericht. 

 
Sachkundiger Bürger R. Schmitz (fw/bvb) bedankt sich ebenfalls für den interes-
santen Vortrag und fragt nach, was nach Ablauf des Projekts in zwei Jahren geplant 
ist. 
Frau Römers führt aus, dass nach zwei Jahren evaluiert werde, das Ministerium 
aber diese Initiative grundsätzlich gerne in eine dauernde Einrichtung in allen 
Polizeibehörden überleiten würde. 
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Ratsfrau Dr. Frantzioch-Immenkeppel (CDU) fragt, wie viele Fälle die Fachkraft 
bearbeiten wird und wie man die Verbindlichkeit der Teilnahme herstellt. Dazu bittet 
sie um genauere Informationen bzgl. der unter Ziffer drei der Kooperationsvereinba-
rung genannten „speziellen Interventionen“. 
Frau Römers geht in Anlehnung an Erfahrungswerte aus der sozialen Arbeit von 
ca. 40 zu begleitenden Fällen aus, mit denen die Fachkraft hauptamtlich ausge-
lastet wäre. Zunächst sind zehn geeignet erscheinende Fälle ausgesucht. So könne 
man noch flexibel und situativ reagieren. 
Die Frage der Verbindlichkeit beantwortet Frau Römers dahingehend, dass die El-
tern freiwillig mitarbeiten müssten, man habe keine Handhabe, Zwangsmaßnahmen 
zu ergreifen. Eine detaillierte Beschreibung der Fallbegleitung gebe es noch nicht. 
Ebenso lägen die Förderrichtlinien noch zur Mitzeichnung beim Finanzministerium, 
sodaß man noch nicht genau weiß, welche Kosten man tragen kann. 
 
Herr Regh (Stadtjugendring) fragt nach, ob es sich bei der von Frau Römers be-
schriebenen Zielgruppe tatsächlich noch um Prävention handele, oder ob man nicht 
auch Kinder und Jugendliche mit weniger als den bisher vorausgesetzten Delikten 
einbeziehen sollte. 
Frau Römers erläutert, dass die Anzahl der Straftaten das erste Auswahlkriterium 
ist. Zudem schaue man auf die Sozialprognose eines Kindes oder Jugendlichen. Da 
Kinder unter 14 Jahren aber nicht strafmündig seien, handele es sich ausschließlich 
um präventive Arbeit. Bei 14 – bis 15-Jährigen müsse man im Einzelfall evtl. mit 
dem Jugendrichter oder dem Staatsanwalt sprechen und könne dann evtl. auch hier 
präventiv tätig werden. 
 
Ratsherr Weitz (SPD) stellt fest, dass man dieses Projekt mit einer bewussten Aus-
wahl „leichter Fälle“ schon zum Erfolg führen könne. 
Frau Römers entgegnet, dass es ausdrücklich nicht um leichte Fälle gehe und sich 
daher auch die Anzahl von mindestens drei schweren Eigentumsdelikten herleite. 
Die ca. neun Millionen Euro, die die acht Pilotbehörden pro Jahr als zweck-
gebundene Mittel zugewiesen bekommen hätten, ließen auch nur die Auswahl der 
wirklich gravierenden Fälle zu. Mit den Jugendämtern habe man außerdem ein Vor-
schlagsrecht, geeignete Kinder für dieses Projekt angehend, vereinbart. 
 
Vorsitzende Küster (CDU)bedankt sich bei Frau Römers für das Vorstellen des 
Projekts und wünscht diesem viel Erfolg. 
 
 
Beschluss: 
 
Der Jugendhilfeausschuss nimmt den Bericht des Bürgermeisters zur Kenntnis. 
 
 
 
 

4. Hilfen zur Erziehung 
hier: Jahresbericht 2010 des Sozialdienstes katholischer Frauen (SKF) über 
den Pflegekinderdienst für die Stadt Brühl 
- Vorlagen-Nr. 57/06 v 

 
Frau Schubert, Geschäftsführerin des SKF Rhein-Erft-Kreis und Frau Liebl (SKF), 
Fachkraft für den Pflegekinderdienst Brühl, informieren den JHA mit Hilfe der 
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diesem Protokoll anhängenden Powerpoint-Präsentation „2008 - 2011 - 3 Jahre 
Pflegekinderdienst in Brühl – Eine Erfolgsgeschichte“.   
Zu Beginn der Präsentation definiert Frau Liebl den Begriff „Vollzeitpflege“ als eine  
Hilfe zur Erziehung, die die Unterbringung eines Kindes in einer anderen Familie als 
der Herkunftsfamilie beinhaltet (Dauerpflege). Der erweiterte Begriff von 
Vollzeitpflege umfasst auch die Kurzzeitpflege (Hilfe in Notsituationen) und die   
Bereitschaftspflege (Kind kommt aus einer Gefährdungssituation in eine 
Bereitschaftspflegefamilie, verbleibt dort mehrere Wochen oder Monate, während 
das Jugendamt die Perspektiven des Kindes abklärt).  
Im Anschluss beschreibt Frau Schubert den Leistungsumfang und die Aufgaben 
des Pflegekinderdienstes. Frau Liebl obliegen demnach die Betreuung, Begleitung 
und Beratung der Vollzeitpflegefamilien, die Arbeit mit dem Kind und der 
Herkunftsfamilie, die Gewinnung und Schulung von Bewerbern/-innen, die 
Betreuung der Bereitschaftspflege und die Öffentlichkeitsarbeit.  
Frau Liebl verdeutlicht anhand zweier Fallbeispiele, wie Vollzeitpflege in der Praxis 
für das Kind, die Pflegefamilie und den Pflegekinderdienst aussieht. 
Als wichtiges Anliegen nennt Frau Schubert die Qualität und die Weiterentwicklung 
bestehender sowie die Neuentwicklung von Standards, auch auf Rhein-Erft-Kreis-
Ebene. Hierzu zählt sie regelmäßige Kontakte zu Familien und Kindern, da 
hierdurch bedenkliche Entwicklungen frühzeitig erkannt werden können und diesen 
entgegengewirkt werden kann, den Abschluss von Pflegeverträgen, das 
regelmäßige Fertigen von Entwicklungsberichten, die Überprüfung von Bewerbern/ 
-innen und neuen Pflegestellen und die Regelung des Ablaufs und des Verfahrens 
bei Unterbringung in der Bereitschaftspflege, wofür mit dem Jugendamt eine 
Checkliste erarbeitet wurde. 
Frau Liebl bezeichnet die Bereitschaftspflege als Notfallhilfe und zeigt deren 
Leistungsumfang, die Verfahrensabläufe mit dem Jugendamt und das Anforde-
rungsprofil einer Bereitschaftspflegefamilie auf. 
Frau Schubert stellt abschließend fest, dass die Kinder und Familien gut begleitet 
werden und eine feste Ansprechperson hätten, die Pflegefamilien den Dienst gut 
annehmen, die Zusammenarbeit mit dem Jugendamt gut abgestimmt und effizient 
ist, Standards entwickelt sind, umgesetzt und kontinuierlich fortgeschrieben werden 
und aktuell zwei Bereitschaftspflegestellen für Brühl zur Verfügung stehen.  
  
Ratsherr Weitz (SPD) bittet um Erklärung, was man sich von der Einbindung der 
Schulen in die Suche nach Bewerbern verspricht und warum man sich gerade an 
Schulen wende.  
Außerdem fragt er, ob man mit dem von der Stadt im ASD eingesetzten Rück-
führungsmanagement zusammenarbeite und wie die Zusammenarbeit aussehe. 
Frau Liebl erläutert, dass sie sich an die Schulen gewendet habe, da evtl. 
Pädagogen oder Lehrer in ihrem Bekanntenkreis in Brühl Interessenten für diese 
Aufgabe hätten und um den Dienst bekannter zu machen. 
Im Rahmen der Zusammenarbeit mit dem Jugendamt sei man auch mit der Fach-
kraft für das Rückkehrmanagement in Kontakt. Das Ziel einer eingestellten Dauer-
pflege sei aber nicht die Rückkehr, sondern die Pflege bis zum 18. Lebensjahr.  

 
Sachkundiger Bürger R. Schmitz (fw/bvb) fragt, ob man zur besseren Kontrolle 
der Pflegeeltern und zur Vermeidung von Kindeswohlgefährdung diese nicht 
vielleicht zu Fortbildung und/ oder Austausch verpflichten könne, anstatt lediglich 
Angebote zu machen, die freiwillig wahrgenommen werden könnten. 
Frau Liebl erläutert, dass man die Pflegeelternabende nicht zur Pflicht machen 
könne. Sie versichert aber, dass schon die Ausbildung der Bewerber sehr 
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umfangreich ist. Die Bewerber müssten gewisse Formalien erfüllen und sich einem 
mindestens halbjährlichen Ausbildungsverfahren unterziehen.  
Außerdem halte man regelmäßigen Kontakt zu den Pflegeeltern. Auch hätten die 
Pflegeeltern eine Mitwirkungspflicht bei der Hilfeplanung und beim Beratungspro-
zess. Die Bereitschaft zur Zusammenarbeit ist auch ein Grundkriterium, das bei der 
Bewerbung mit entscheide, ob eine Familie als Pflegefamilie in Frage komme.  
Herr Schmitz (Abt. 40/1) versichert, dass durch den langen Vorlaufprozess bis zur 
Inpflegegabe eines Kindes und die anschließende enge Anbindung der Pflege-
eltern an den Pflegedienst ausgeschlossen werden könne, dass Pflegeeltern aus 
dem Blick gerieten und dass es unbemerkt bliebe, wenn das Wohl eines Kindes 
gefährdet wäre. Wenn eine Familie die Zusammenarbeit verweigere, müsste die 
Pflege eingestellt werden. Dem Pflegekinderdienst des SKF macht er für die Bereit-
stellung eines qualitativ so hochwertigen Dienstes ein Kompliment.  

 
Herr Riedel (Linke) fragt nach, wie die Pflegedienste vergütet werden.  
Frau Liebl führt aus, dass es in allen Bereichen einheitliche Sätze des Landes NRW 
gebe, an die die Kommunen gebunden sind. Die Vergütung bestehe einerseits aus 
dem Lebensunterhalt für das Kind, der sich nach dem Alter des Kindes richtet, 
andererseits gebe es eine Art Anerkennung für die Erziehungsleistung der 
Pflegeeltern, die monatlich 219 € ausmache. Zudem könnten noch punktuell Beihil-
fen beim Jugendamt beantragt werden, z.B. für kieferorthopädische Behandlungen 
oder die Ersteinrichtung. 

 
Vositzende Küster bedankt sich herzlich bei Frau Schubert und Frau Liebl und 
versichert: „Wir sind froh, dass wir sie haben“.  
 
Beschluss: 
 
Der Jugendhilfeausschuss nimmt den Jahresbericht 2010 des Sozialdienstes 
Katholischer Frauen Rhein-Erft (SKF) über die Vollzeitpflege zur Kenntnis. 

 
 
5. Offene mobile Jugendarbeit 

hier: Bericht des Jugendkulturhauses „Passwort Cultra“ über die Sonder-
projekte in den Oster- und Sommerferien 2011 im Rahmen der mobilen 
Jugendarbeit 
- Vorlagen-Nr. 39/95 w 

 
Frau Tauscher (Cultra) stellt vier Projekte vor. Sie beginnt ihre Darstellung mit dem 
Osterferienprojekt, das in der Giesler-Galerie stattfand, einem lt. Frau Tauscher 
beliebten und nicht ganz unproblematischen Treffpunkt für Jugendliche. Für eine 
Woche hatte man ein Ladenlokal zur Verfügung. Das Projekt war dreischrittig 
aufgebaut: die erste Aufgabe war, sich im Rahmen eines Fotoshootings an seinem 
Lieblingsplatz in der Giesler-Galerie darzustellen. Die Bilder wurden anschließend 
unter Anleitung der Künstlerin Ruth Bürgam per Fotoshop bearbeitet, in DinA4-
Format ausgedruckt und konnten zuletzt in selbst gestalteten Rahmen eingefasst 
werden. Am letzten Projekttag stellte man die Werke in einer hängenden 
Ausstellung mit dem Titel „Ich häng hier einfach so rum“, wie Jugendliche das in der 
Giesler-Garie tun, aus. Lt. Frau Tauscher haben ca. 100 Jugendliche in dieser 
Woche das Café bzw. Kunstatelier besucht und die Arbeit hat diesen sehr viel 
Spass gemacht. Zur Ausstellung kamen dann auch Freunde und Eltern.  
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Bei dem zweiten Projekt „Ich mag kein Kohl und auch kein Regen“ handelte es sich 
um die Herstellung eines Interviewfilms. In Begleitung der Filmemacherin Anna 
Wahle suchte man Jugendliche an den Plätzen auf, an denen sie sich aufhalten 
(Innenstadt, Franziskanerhof, Südwiese, Schwimmbad) und stellte ihnen jeweils 
zwei Fragen, z.B. „Wann warst du das letzte Mal glücklich“, „Nenne drei Dinge, die 
du gerade besonders magst oder gar nicht magst“, etc.. Frau Tauscher berichtet, 
dass man ab nächste Woche immer wieder eine Frage als kleinen Film ins Internet 
stellen wird.  
Das dritte Projekt in den Sommerferien „Ich bin Brühl - Brühl ist ein Teil von mir“ auf 
dem Franziskanerhof bestand ebenfalls aus drei Schritten: zunächst führte man ein 
Interview mit Fragen, z.B. wie sich Jugendliche in Brühl fühlen, wie sie Brühl sehen, 
was sie sich wünschen, womit sie zufrieden oder unzufrieden sind. Bei dieser Gele-
genheit machte man sie auf das Projekt aufmerksam und versuchte, sie zur Mitar-
beit zu motivieren. In einem zweiten Schritt konnten die  Jugendlichen vor einer 
Fotowand posieren und im dritten Schritt konnten dann Figuren gestaltet werden. 
Dazu legten die Jugendlichen sich auf Papierbögen, zeichneten die Umrisse, 
schnitten die Silhouette aus und bemalten oder beklebten die Innenfläche mit dem, 
was sie mit Brühl verbinden. 
In der letzten Sommerferienwoche fand das Projekt „Citybook“ statt. Man erarbei-
tete mit Jugendlichen einen Fragenkatalog und interviewte damit Menschen in 
Brühl. Die Antworten erschienen nach der digitalen Bearbeitung im Film direkt auf 
den Bildern der portraitierten Personen. 

  
Ratsherr Weitz (SPD) hält diese Projekte für einen guten Ansatz und fragt, ob das 
Team auch Jugendliche motivieren konnte, in die Einrichtung zu kommen, die sonst 
nicht kommen. 
Frau Tauscher erläutert, dass einige Jugendliche z.B. nach dem Projekt in der 
Giesler-Galerie in den City-Treff kamen, es aber sonst bei dem Kontakt auf der 
Straße blieb. Trotzdem hätte man über die mobile Arbeit viele Jugendliche erreicht, 
die man sonst nicht erreicht hätte und die man so auch auf das Cultra aufmerksam 
machen konnte.  
 
Ratsfrau Mäsgen (Grüne) fragt, ob die vom Rat im Frühjahr bewilligten 5000 Euro 
angekommen seien.  
Frau Tauscher bestätigt dieses und führt aus, dass die dargestellten Projekte 
darüber finanziert wurden. 

  
Vorsitzenden Küster bewertet es positiv, wenn man auf diese Weise viele 
Jugendliche und auch neue, erreicht habe und bedankt sich bei Frau Tauscher und 
dem ganzen Team Cultra für das, was sie leisten.  
 
 
Beschluss: 
 
Der Jugendhilfeausschuss nimmt den Bericht zur Kenntnis. 

 
 

6.  Erhebung von Elternbeiträgen 
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Vorsitzende Küster (CDU) schlägt vor, da es sich bei den folgenden Punkten 6.1, 
6.2 und 6.3 um Satzungen zum gleichen Thema handelt, diese zusammen zu bera-
ten und getrennt zu verabschieden. Es gibt keine Gegenstimmen. 
 

 
6.1      Satzung über die Erhebung von Elternbeiträgen in Kindertageseinrich-      

tungen in der Stadt Brühl 
- Beitragssatzung Kindertageseinrichtung - 
- Vorlagen-Nr. 6/06 h  

 
Vositzende Küster (CDU) stellt fest, dass sich hier wieder zeigt, dass Brühl eine 
sehr familienfreundliche Stadt ist.  
Ratsherr Weitz (SPD) anerkennt und lobt, dass man hier nicht der Versuchung 
erlegen sei, die Geschwisterermäßigung auszuhebeln. Er bittet um Erläuterung der 
Erstattung durch das Land.   
Herr Schmitz (Abt. 40/1) führt aus, dass die Höhe der Erstattung durch das Land 
noch nicht endgültig feststehe. Derzeit, das sei ja auch in der Satzung enthalten, 
erstatte das Land 5 % der Kindpauschalen für die Kinder über 3 Jahre. Summiert 
ergebe das bei uns etwa 17 ½ % und damit etwa den Beitrag, den die Stadt derzeit 
auch tatsächlich einnimmt. Es sei nicht davon auszugehen, dass das Land 19 % 
der Pauschalen ersetzt. Es werde eine landesdurchschnittliche Erstattung geben, 
wodurch es Kommunen geben werde, die gewinnen und solche, die verlieren.  

 
Beschluss: 
 
Der Jugendhilfeausschuss empfiehlt dem Rat, folgenden Beschluss zu fassen: 
Der Rat beschließt die in der Anlage beigefügte Satzung über die Erhebung von 
Elternbeiträgen in Kindertageseinrichtungen der Stadt Brühl – Beitragssatzung 
Kindertageseinrichtungen -. 

 
Abstimmungsergebnis:  einstimmig. 

 
 
6.2      Satzung über die Erhebung von Elternbeiträgen für Kindertagespflege in   

der Stadt Brühl 
- Beitragssatzung Kindertagespflege –  
- Vorlagen-Nr.: 48/88 dc 

 
Beschluss: 
 
Der Jugendhilfeausschuss empfiehlt dem Rat, folgenden Beschluss zu fassen: 
Der Rat beschließt die in der Anlage beigefügte Satzung über die Erhebung von 
Elternbeiträgen für Kindertagespflege in der Stadt Brühl – Beitragssatzung 
Kindertagepflege –  

 
Abstimmungsergebnis: einstimmig. 

 
 

6.3      Satzung über die Erhebung von Elternbeiträgen für die Teilnahme von     
 Kindern an der Offenen Ganztagsschule an Grundschulen der Stadt Brühl 

  - Vorlagen-Nr. 24/03 bg 
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Vorsitzende Küster (CDU) erwähnt, dass diese Satzung auch noch im Schul-
ausschuss besprochen wird.  

 
Beschluss: 
 
Der Jugendhilfeausschuss empfiehlt dem Rat, folgenden Beschluss zu fassen: 
Der Rat beschließt mit Wirkung vom 01.08.2011 anliegende „Satzung über die 
Erhebung von Elternbeiträgen für die Teilnahme von Kindern an der Offenen 
Ganztagsschule an Grundschulen der Stadt Brühl“ 

 
Abstimmungsergebnis: einstimmig. 

 
 
 
7.        Anträge 

 
7.1      Ausweitung der mobilen Jugendarbeit                        Ä 

 hier: Antrag der Fraktion „Die Grünen“ vom 23.11.2010 
      - Vorlagen-Nr. 99/88 ag 
                               99/88 an 
 
 

Vorsitzende Küster (CDU) fasst zusammen, dass diesem Antrag ein Antrag der 
Fraktion die Grünen vom 23.11.10 zugrunde liegt, der vom Jugendhilfeausschuss 
zur Beratung in die AG Jugendarbeit verwiesen worden war und nun heute wieder 
im Ausschuss zur Beschlussfassung in Form von Ablehnung vorliegt.  

 
Ratsfrau Mäsgen (Grüne) bedankt sich für die Grünen, dass der Antrag auf der 
Tagesordnung steht und dass ihre Bedenken, er drohe unterzugehen, da er auf der 
Tagesordnung für den vorangegangenen Jugendhilfeausschuss nicht vorhanden 
gewesen sei, nicht berechtigt waren. Für die Fraktion die Grünen möchte sie noch 
einmal betonen, dass entgegen der Meinung der Verwaltung die Grünen doch 
Handlungsbedarf sähen. Ihrer Meinung ist man in der AG Jugend nicht zu einem 
abschließenden Ergebnis gekommen. Es gehe um ein Konzept, das auf den beste-
henden Maßnahmen aufbaue und diese projektbasierten Maßnahmen weiter ent-
wickele. Die vom Hauptausschuss einstimmig beschlossenen zusätzlichen dazu 
eingestellten 5000  Euro gäben ihr ihrer Meinung nach Recht. Eine einmalige Finan-
zierung reiche den Grünen aber nicht aus, man möchte ein Konzept mit Perspek-
tiven.  Da an der Formulierung des Antrags Kritik geäußert worden sei, bringe sie 
nun einen geänderten Antrag ein, der lautet: 

 
Der Jugendhilfeausschuss beschließt, den Bürgermeister zu beauftragen, ein Kon-
zept zur Zukunft der mobilen Jugendarbeit zu erarbeiten, das auf der Basis beste-
hender Maßnahmen Möglichkeiten des Ausbaus projektbasierter Ansätze aufzeigt. 

 
Vom Inhalt ist es lt. Frau Mäsgen genau der gleiche Antrag, lediglich die Formu-
lierung sei geändert worden. Jetzt werde aber die Projektorientierung deutlich. 

 
Erster Beigeordneter Brandt stellt richtig, dass der Punkt sehr wohl auf der letzten 
Tagesordnung stand, nur nicht als Beschlussvorlage, sondern als Kenntnisnahme. 
Die Sache sei ausführlich in zwei Ausschüssen und der AG diskutiert und das alles 
sei in die Vorlage eingeflossen. Dass mobile Jugendarbeit wichtig ist, stehe außer 
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Frage. An dem Sachstand habe sich aber aus Sicht der Verwaltung zum jetzigen 
Zeitpunkt nichts geändert. 

 
Ratsherr Weitz (SPD) unterstützt das Anliegen der Grünen und ist auch der 
Meinung, dass man ständig im Austausch darüber bleiben solle, wie die mobile 
Jugendarbeit in Brühl aussehe. Der richtige Ort dafür sei aber seiner Meinung nach 
die Arbeitsgemeinschaft Jugendarbeit. Wenn die Grünen den Antrag aufrecht 
erhalten würden, würde er trotzdem zustimmen.  
 
Herr Miron (Stadtjugendring) unterstützt den Vorschlag von Herrn Weitz und ist 
ebenfalls der Auffassung, dass das Thema „Mobile Jugendarbeit“ in der 
Arbeitsgemeinschaft Jugendarbeit weiter bearbeitet werden soll.  

 
Beschluss: 
 
Der Jugendhilfeausschuss lehnt den Antrag der Fraktion „Die Grünen“ vom 
23.11.2010 (Vorlagen-Nr. 99/88 ag) nicht ab.  
 
Abstimmungsergebnis: 8 : 5 (bei 1 Enthaltung) 
 
Der Jugendhilfeausschuss beschließt, das Thema „Mobile Jugendarbeit“ zur 
weiteren Beratung in die Arbeitsgemeinschaft Jugendarbeit zu verweisen.    

 
Abstimmungsergebnis: einstimmig.  

 
 

 
8.        Mitteilungen 
 
8.1      Kindertagesbetreuung in Einrichtungen 

 
hier: Erstes KiBiz-Änderungsgesetz 
Vorlagen-Nr. 48/88 db  
       
Ratsherr Weitz (SPD) spricht Punkt 2 auf Seite 2 der Vorlage an: „Erhöhung des 
Landeszuschusses für unter dreijährige Kinder“ und hier den letzten Satz: „Für die 
städt. Kindertageseinrichtungen ergeben sich hiermit Mehreinnahmen von 65.000 
€, die für den zusätzlichen Einsatz von Ergänzungskräften genutzt werden“. Er 
bittet um eine Darstellung, wo bzw. was konkret als Ergänzungskraft nun eingestellt 
wird.   
Herr Schmitz (Abt. 40/1) sagt Beantwortung in der nächsten Sitzung zu. 
 
Beschluss: 
 
Der Jugendhilfeausschuss nimmt den Bericht des Bürgermeisters zur Kenntnis. 
 

 
   
hier: Sprachstandserhebung 2011 in den Tageseinrichtungen für Kinder 
- Vorlagen-Nr. 48/88 da 
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Ratsfrau Mäsgen (Grüne) stellt fest, dass diese Vorlage eine sehr deutliche Dar-
stellung des Sachverhalts ist. Sie fragt, ob es eine Art Totalverweigerer unter den 
Eltern gäbe, die weder den Test noch die spätere Förderung unterstützten. 
Frau Bäckmann (Verwaltung) erläutert, dass das bisher noch nicht vorgekommen 
ist. Sie führt weiter aus, dass, sollte sich jemand entziehen, man dem nachgehe, 
indem das Schulamt Rhein-ErftKreis eingeschaltet würde. Die Eltern erhielten dann 
bis zu zwei schriftliche Aufforderungen bis hin zu einem  Bußgeldbescheid. 

 
Ratsherr Weitz (SPD) fragt, wie die im Vergleich zu den Vorjahren geringere An-
zahl getesteter Kinder zustande kommt. 
Frau Bäckmann (Verwaltung) erklärt dies dahingehend, dass die zu testenden 
Kinder immer die Kinder des Geburtszeitraums sind, die in zwei Jahren schulpflich-
tig werden. In 2011 wurde der Geburtszeitraum der zu erfassenden Kinder verkürzt. 
So sei man Anfang des Jahres noch von einem Geburtszeitraum 02.11.06 – 
01.12.07 ausgegangen und hätte dies dann in Anlehnung an die Einschulung auf 
den Zeitraum 02.11.06 – 30.09.07 abgeändert. Dadurch seien dann rd. 80 Kinder 
weggefallen. 
 
Beschluss: 
 
Der Jugendhilfeausschuss nimmt den Bericht des Bürgermeisters zur Kenntnis. 

 
 
8.2 Caritas-Kinderhaus St. Heinrich 

 
Erster Beigeordneter Brandt teilt mit, dass das Caritas-Kinderhaus St. Heinrich im 
Brühler Westen ab dem 01.08.2012 in die Trägerschaft des Arbeiter-
samariterbundes (ASB) übergehe. Um den Eltern Sicherheit zu geben, sei dies 
auch schon kommuniziert worden. Er würde sich freuen, wenn die noch wenigen 
freien Plätze besetzt werden könnten. 

 
 
9.  Anfragen 
 
9.1 Anfrage der SPD-Fraktion vom 10.08.2011 
 hier: Beeinträchtigung des Spielplatzes Mühlenberg 
           - Vorlagen-Nr. 149/88 ew 
 

Erster Beigeorndeter Brandt erklärt, dass diese Anfrage eigentlich fachgerechter, 
da es um die Zuwegung geht, an den Verkehrsausschuss adressiert hätte sein 
müssen.  
Die Frage, ob die Zufahrt zur Tiefgarage des Neubaus auf dem Gelände der 
ehemaligen Gaststätte Regh an der Schulstraße das Gelände des Spielplatzes 
Mühlenberg berührt, beantwortet er mit nein. Der Spielplatz werde durch die Bau-
maßnahme nicht berührt. Zu der Frage, wie Gefahren für die spielenden Kinder ver-
mieden werden können, erläutert er, dass vorgesehen sei, die Zuwegung auf 4 m 
zu verbreitern. Damit können sich Fahrzeuge und Kinder begegnen. Außerdem sei 
es ein überschaubares Stück von ungefähr 45 m mit einem ebenfalls überschau-
baren Verkehrsaufkommen an dieser Stelle. Schnell werde man hier gar nicht 
fahren können, auch dürfe die Zufahrt nur in Schrittgeschwindigkeit befahren 
werden. Bei entsprechender Rücksichtnahme bestehe keine Gefahr. Außerdem 
solle die Einfahrt/Ausfahrt der Tiefgarage in einem schrägen Winkel zur Zuwegung 
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erfolgen, sodass alle Bereiche eingesehen werden könnten, sowohl hinunter zum 
Spielplatz als auch zur Ausfahrt hin. An dieser Stelle sei also sowohl für den 
Ausfahrenden als auch für Kinder der Überblick gegeben. Die in diesem 
Zusammenhang gestellte Frage, ob es Alternativen gebe, beantwortet Erster 
Beigeordneter Brandt unter Bezugnahme auf eine Bewertung aus dem Baudezernat 
mit nein.     

 
 
9.2 Kindertageseinrichtung „Clemens-August“ 

Anfrage sachkundiger Bürger Wasem (CDU) 
 

Sachkundiger Bürger Wasem (CDU) hat die Information, dass die Kindertages-
einrichtung „Clemens-August“ ein Gebäude suche und fragt nach der Möglichkeit, 
Räume im alten Jugendzentrum zu nutzen und ob die Verwaltung wisse, dass es da 
Schwierigkeiten gebe. 
Herr Schmitz (Abt. 40/1) bestätigt, dass die Verwaltung sich der Tatsache bewusst 
ist, dass bei Neubau des Kindergartens die bisherigen Räumlichkeiten nicht mehr 
zur Verfügung stünden und die Kinder woanders betreut werden müssten. Die 
Verwaltung prüfe zur Zeit mehrere Varianten der vorübergehenden Betreuung, wo-
bei das Jugendzentrum aber nicht zu den Favoriten zähle. In der nächsten Aus-
schusssitzung könne man vielleicht schon sagen, wie es weitergehen wird. 
 

 
 
9.3 Rutsche auf dem Spielplatz Mühlenberg 

Anfrage Vorsitzende Küster 
 
Vorsitzende Küster (CDU) fragt, warum die Rutsche auf dem Spielplatz Mühlen-
berg gesperrt ist und wie die Aussichten auf eine Freigabe sind. 
Erster Beigeordneter Brandt  antwortet hier als Rechtsdezernent, da es in diesem 
Fall eine rechtliche Auseinandersetzung gebe. Im Rahmen der Gewährleistung ist 
ein laufendes Verfahren anhängig und man müsse eine Klärung abwarten. Bis 
dahin  müsse die Rutsche zumindest vorerst gesperrt bleiben.  
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